
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 29. Januar 2020

48. Kantonale Volksabstimmung vom 9. Februar 2020  
(Einsprache gegen den Beleuchtenden Bericht zum «Projekt 
Rosengartentram und Rosengartentunnel in der Stadt Zürich»)

In Sachen A., Einsprecher 1, und B., Einsprecher 2, betreffend die kanto-
nale Volksabstimmung vom 9. Februar 2020 über das Projekt Rosengar-
tentram und Rosengartentunnel in der Stadt Zürich, Erlass eines Spezial-
gesetzes und Bewilligung eines Rahmenkredits,

hat sich ergeben:

A. Mit Beschluss Nr. 966/2019 setzte der Regierungsrat die Volksab-
stimmung über das Projekt Rosengartentram und Rosengartentunnel in 
der Stadt Zürich, Erlass eines Spezialgesetzes und Bewilligung eines Rah-
menkredits, sowie weitere Vorlagen auf den 9. Februar 2020 fest. Der Be-
schluss wurde mit Rechtsmittelbelehrung im Amtsblatt des Kantons Zü-
rich am 25. Oktober 2019 veröffentlicht (ABl 2019-10-25).

B. Am 4. Dezember 2019 genehmigte der Regierungsrat die Abstim-
mungszeitung für die kantonale Volksabstimmung vom 9. Februar 2020 
(RRB Nr. 1150/2019). Die Abstimmungszeitung enthält unter anderem 
den vom Regierungsrat am 6. November 2019 mit Beschluss Nr. 1011/2019 
verabschiedeten Beleuchtenden Bericht zum genannten Projekt Rosen-
garten. Der Beschluss vom 4. Dezember 2019 wurde am 13. Dezember 
2019 im kantonalen Amtsblatt veröffentlicht (ABl 2019-12-13). Darin 
wurde festgehalten, dass der Beschluss, die Abstimmungszeitung und die 
Beilage mit den Rechtsänderungen im Amtsblatt veröffentlicht werden.

C. Mit zwei separaten, gleichlautenden und auf den 18. Januar 2020 da-
tierten Eingaben (Posteingänge am 20. Januar 2020) erhoben A. und B. 
beim Regierungsrat Einsprache gegen die Formulierung der Abstim-
mungsfrage zum Beschluss 2 B der Vorlage des Projekts Rosengarten-
tram und Rosengartentunnel, die Gegenstand der kantonalen Volksab-
stimmung vom 9. Februar 2020 ist. Sie beantragen, der Stimmzettel für das 
genannte Projekt sei so zu formulieren, dass schon aus der Abstimmungs-
frage klar hervorgehe, dass über einen Kredit von 1,1 Mrd. Franken für 
den Bau von Rosengartentram und Rosengartentunnel beschlossen wer-
den soll. Es sei zudem die für den 9. Februar 2020 anberaumte Volksab-
stimmung auszusetzen. Zur Begründung führen die beiden Einsprecher 
im Wesentlichen an, dass die Abstimmungsfrage keinen Hinweis auf die 
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Höhe des Rahmenkredits von 1,1 Mrd. Franken enthalte. Bei einem Fi-
nanzreferendum sei die Höhe des Betrags, den die Stimmberechtigten zu 
sprechen hätten, essenziell und gehöre in die Abstimmungsfrage. Ohne 
Nennung des Betrags sei die Abstimmungsfrage nur ein Verweis auf einen 
formellen Beschluss, ohne dass sich die Stimmberechtigten über die finan-
zielle Tragweite der Abstimmung im Klaren seien. Aus der zusammen-
fassenden Darstellung am Anfang des Beleuchtenden Berichts werde 
man nur klug, wenn man die finanzpolitischen Instrumente und Beschluss-
verfahren kenne. Es könne nicht davon ausgegangen werden, dass die 
Stimmberechtigten über die Vorlagen und Beschlüsse des Kantonsrates 
Bescheid wüssten und den Beleuchtenden Bericht des Regierungsrates 
zu Rate zögen. Auf die weiteren Vorbringen der Einsprecher ist, soweit 
erforderlich, in den Erwägungen näher einzugehen.

Es kommt in Betracht:

1. Der Schutz der politischen Rechte des kantonalen und kommunalen 
Rechts richtet sich nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 24. Mai 
1959 (VRG, LS 175.2; vgl. § 161 Abs. 1 Gesetz über die politischen Rechte 
vom 1. September 2003; GPR, LS 161). Gegen erstinstanzliche Handlun-
gen des Regierungsrates, welche die politische Stimmberechtigung der 
Bürgerinnen und Bürger oder Volkswahlen oder Volksabstimmungen be-
treffen, kann gemäss § 10d Abs. 1 VRG beim Regierungsrat innert fünf 
Tagen Einsprache erhoben werden. Für die Legitimation verweist die Be-
stimmung auf § 21a VRG.

2. a) Gemäss § 21a VRG sind in Stimmrechtssachen unter anderem 
die Stimmberechtigten des betreffenden Wahl- oder Abstimmungskrei-
ses sowie die im betreffenden Wahl- oder Abstimmungskreis tätigen poli-
tischen Gruppierungen rekursberechtigt. Die beiden Einsprecher sind 
im Kanton Zürich wohnhaft und auch stimmberechtigt. Sie sind deshalb 
zur Einsprache legitimiert.

b) Die von den beiden Einsprechern erhobenen Einsprachen sind in-
haltlich gleichlautend. Insbesondere enthalten sie die gleichen Rechts-
begehren und eine deckungsgleiche Begründung. Vor diesem Hinter-
grund rechtfertigt es sich, die beiden Einspracheverfahren zu vereinigen 
und gemeinsam zu entscheiden.

3. Zu den anfechtbaren erstinstanzlichen Handlungen des Regierungs-
rates gehören die Anordnung der kantonalen Volksabstimmung sowie die 
Genehmigung der Abstimmungszeitung mit dem vorgängig verabschie-
deten Beleuchtenden Berichten. Im Beschluss des Regierungsrates zur 
Anordnung der kantonalen Volksabstimmung vom 9. Februar 2020 (RRB 
Nr. 966/2019) wurde nicht nur die Abstimmung unter anderem über das 
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Projekt Rosengartentram und Rosengartentunnel angesetzt, sondern es 
wurden auch die auf den Stimmzetteln abzudruckenden Abstimmungs-
fragen beschlossen, die den Stimmberechtigten zur Beantwortung mit Ja 
oder Nein vorgelegt werden. Im Zusammenhang mit dem Projekt Rosen-
gartentram und Rosengartentunnel lautete die Abstimmungsfrage für 
den Stimmzettel 2 zum Beschlussteil 2 B (Rahmenkredit) wie folgt: «Stim-
men Sie den Beschlussteilen der folgenden Vorlage zu? […] B. Beschluss 
des Kantonsrates über einen Rahmenkredit für das Gesamtprojekt Rosen-
gartentram und Rosengartentunnel» (Dispositiv II). Der Beschluss 
wurde im Amtsblatt vom 23. Oktober 2019 (ABl 2019-10-23) veröffent-
licht. Am 13. Dezember 2019 wurde zudem der Beschluss des Regierungs-
rates vom 4. Dezember 2019 zur Genehmigung der Abstimmungszeitung 
für die kantonale Volksabstimmung vom 9. Februar 2020 (RRB Nr. 1150/ 
2019) im Amtsblatt veröffentlicht (ABl 2019-12-13), die auch den vom 
Regierungsrat am 6. November 2019 verabschiedeten Beleuchtenden Be-
richt zum Projekt Rosengarten samt Abstimmungsfrage enthält (RRB 
Nr. 1011/2019). Beide Beschlüsse des Regierungsrates wurden somit ord-
nungsgemäss im Sinne von § 11 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 2 des 
Publikationsgesetzes vom 30. November 2015 (LS 170.5) sowie § 17 der 
Publikationsverordnung vom 25. Oktober 2017 (LS 170.51) rechtswirk-
sam veröffentlicht. Es stellt sich die Frage, wann die fünftägige Frist für 
Einsprachen gegen die Formulierung auf den Stimmzetteln und der Ab-
stimmungszeitung bzw. der im Beleuchtenden Bericht abgedruckten 
Abstimmungsfrage 2 B zum Rahmenkredit des Projekts Rosengarten-
tram und Rosengartentunnel zu laufen begonnen hat und ob die vorlie-
genden beiden Einsprachen fristgerecht erhoben wurden.

4. Gemäss § 22 Abs. 2 VRG beginnt der Fristenlauf am Tag nach der 
Mitteilung des angefochtenen Aktes, ohne solche am Tag nach seiner amt-
lichen Veröffentlichung und ohne solche am Tag nach seiner Kenntnis-
nahme. Die beiden Einsprachen datieren vom 18. Januar 2020 und wur-
den der Schweizerischen Post am 19. Januar 2020 als eingeschriebene Sen-
dung übergeben. Die Einsprecher machen geltend, die Abstimmungs-
unterlagen per Post am 14. Januar 2020 (Einsprecher 1) bzw. am 16. Januar 
2020 (Einsprecher 2) erhalten zu haben. Nachdem die fünftägige Frist 
zur Einreichung einer Einsprache indessen bereits mit der Publikation 
des genannten Beschlusses des Regierungsrates betreffend Anordnung 
der kantonalen Volkabstimmung vom 9. Februar 2020 im Amtsblatt vom 
23. Oktober 2019 zu laufen begann, sind die auf den 18. Januar 2020 er-
folgten Eingaben verspätet, sodass auf die beiden Einsprachen nicht ein-
getreten werden kann. Die Eingaben wären auch verspätet gewesen, hät-
ten sich ihre Begehren nicht auf die Abstimmungsfrage, sondern auch 
auf die am 13. Dezember 2019 veröffentlichte Genehmigung der Abstim-
mungszeitung bezogen.
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5. Selbst wenn die Einsprache fristgerecht erhoben worden wäre, wäre 
sie aus folgenden Gründen abzuweisen:

a) Die beiden Einsprecher bemängeln, dass in der Abstimmungsfrage 
zum Beschluss des Kantonsrates über einen Rahmenkredit für das Ge-
samtprojekt Rosengartentram und Rosengartentunnel der Betrag von 
1,1 Mrd. Franken nicht genannt werde.

b) Die in Art. 34 Abs. 2 der Bundesverfassung (BV, SR 101) verankerte 
Garantie der politischen Rechte schützt die freie Willensbildung und die 
unverfälschte Stimmabgabe. Es darf kein Abstimmungs- oder Wahlergeb-
nis anerkannt werden, das nicht den freien Willen der Stimmbürger zu-
verlässig und unverfälscht zum Ausdruck bringt (BGE 131 I 442, E. 3.1). 
Die Abstimmungsunterlagen haben diesen Anforderungen zu genügen. 
Zu den Abstimmungsunterlagen gehören gemäss § 60 Abs. 1 GPR unter 
anderem die Abstimmungsvorlage mit dem Beleuchtenden Bericht (lit. a) 
sowie die Wahl- und Stimmzettel (lit. b). Der Beleuchtende Bericht hat 
kurz, sachlich gefasst und gut verständlich zu sein (§ 64 Abs. 1 GPR). 
Bei der Abstimmung über eine Vorlage werden die Stimmberechtigten 
auf dem Stimmzettel gefragt, ob sie der Vorlage zustimmen (§ 60a Abs. 1 
GPR). Von Gesetzes wegen ist es somit nicht erforderlich, dass aus der 
Abstimmungsfrage auf dem Stimmzettel alle Einzelheiten einer Vorlage 
ersichtlich sein müssen. Vielmehr reicht es aus, wenn in der Abstimmungs-
frage der Titel der Vorlage genannt wird. Vorliegend stimmt die Abstim-
mungsfrage mit dem Beschluss des Kantonsrates vom 25. März 2019 über 
den Rahmenkredit überein, dessen Titel den Betrag von 1,1 Mrd. Fran-
ken ebenfalls nicht nennt (Vorlage 5326b). Weiter sind Stimmzettel und 
Beleuchtender Bericht Teil der Abstimmungsunterlagen und bilden eine 
Einheit. Es ist den Stimmberechtigten deshalb zumutbar und mit der in 
Art. 34 BV verankerten Garantie der politischen Rechte ohne Weiteres 
vereinbar, dass die Stimmberechtigten vor der Stimmabgabe den Be-
leuchtenden Bericht konsultieren, in dem der Betrag von 1,1 Mrd. Fran-
ken mehrfach erwähnt wird, bevor sie mit dem Stimmzettel ihre Stimme 
abgeben. Schliesslich folgt die Formulierung der Abstimmungsfrage 
der langjährigen und unbestrittenen Praxis im Kanton Zürich, bei kan-
tonalen Kreditvorlagen im Titel der Vorlage und damit auch bei einer 
allfälligen Volksabstimmung in der Abstimmungsfrage keinen Betrag zu 
nennen. Als Beispiel hierfür ist der Beschluss des Kantonsrates über die 
Bewilligung von Staatsbeiträgen für den Bau der Limmattalbahn sowie 
für ergänzende Massnahmen am Strassennetz vom 30. März 2015 (Vor-
lage 5111) zu nennen, dem die Stimmberechtigten an der Volksabstim-
mung vom 22. November 2015 zustimmten (ABl 2015-12-04).

c) Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Formulierung der Ab-
stimmungsfrage den gesetzlichen Anforderungen und der langjährigen 
kantonalen Praxis entspricht. Dem Antrag der Einsprecher auf eine An-
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passung der Abstimmungsfrage und die Nennung des Kreditbetrags von 
1,1 Mrd. Franken für den Rahmenkredit für das Gesamtprojekt Rosen-
gartentram und Rosengartentunnel auf dem Stimmzettel wäre somit 
nicht stattzugeben. Wenn auf die Einsprache einzutreten wäre, wäre sie 
demzufolge vollumfänglich abzuweisen.

6. Verfahrenskosten sind keine zu erheben (§ 13 Abs. 4 VRG).

Auf Antrag der Direktion der Justiz und des Innern

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die mit Eingaben vom 18. Januar 2020 angehobenen Einsprache-
verfahren werden vereinigt.

II. Auf die Einsprachen wird nicht eingetreten.
…

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin:

Kathrin Arioli


